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Änderungsantrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
— Drucksachen 1 1/4909, 1 1/6633 — 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 Nr. 1 (§ 5 Abs. 1 Nr. 3) wird wie folgt geändert: 

Buchstabe a wird wie folgt gefaßt: 

,a) Absatz 1 Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Reststoffe vermieden werden; die unvermeidbar anfallen- 
den Reststoffe müssen ordnungsgemäß und schadlos ver- 
wertet oder, soweit Vermeidung und Verwertung tech- 
nisch nicht möglich oder unverhältnismäßig sind, als Ab- 
fälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit 
entsorgt werden, " . ' 

Bonn, den 14. März 1990 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Bei der zweiten Novellierung des Bundes-Immissionsschutzgeset- 
zes hat der Gesetzgeber zwar die Vorschriften zur Reststoffver- 
meidung und -Verwertung verschärft; umstritten ist jedoch immer 
noch das Verhältnis zwischen den beiden Alternativen Vermei- 
dung und Verwertung. Der vom Bundesrat (Drucksache 10/1862 - 
neu -) vorgeschlagenen strengeren Prioritätenfolge Vermeidung 
- Verwertung - Beseitigung konnte sich die Bunde sregierung 
nicht anschließen. Die vom Deutschen Bundestag schließlich ver- 
abschiedete Kompromißfassung ist sprachlich wenig geglückt. So 
wird in der Literatur überwiegend davon ausgegangen, die bei- 
den Pflichten stünden alternativ nebeneinander. Danach läge es 
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in der Dispositionsfreiheit des Betreibers, ob er die Reststoffe 
vermeiden oder verwerten wolle. Demgegenüber war der Innen- 
ausschuß des Deutschen Bundestages der Meinung, mit der Vor- 
schrift werde dem Vermeidungsgebot eine gewisse, wenn auch 
nicht absolute Priorität eingeräumt. Die bisherige Fassung des 
Absatzes 1 Nr. 3 eröffnet die Möglichkeit, in den Fällen, in denen 
eine Verwertung „ordnungsgemäß und schadlos" möglich ist, 
vom Vermeidungsgebot abzuweichen. 

Wie in § 17 wurde im Rahmen der 2. BImSchG -Novelle auch in § 5 
Abs. 1 Nr. 3 der Begriff der wirtschaftlichen Vertretbarkeit gestri- 
chen. Im Unterschied zu § 17 wurde jedoch in das Reststoffvermei- 
dungsgebot nicht der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit - wie 
seinerzeit vom Bundesrat vorgeschlagen -, sondern der Begriff 
„Unzumutbarkeit" auf genommen. In der amtlichen Begründung 
(Drucksache 10/3556) heißt es dazu lediglich, es werde „im Hin- 
blick auf die Möglichkeiten zur Beseitigung. . . auf den Begriff der 
Unzumutbarkeit abgehoben". 

Mit der Neufassung der Nummer 3 soll daher zum einen die klare 
Prioritätenfolge Vermeidung - Verwertung - Entsorgung festge- 
legt werden. Außerdem wird der Begriff der Unverhältnismäßig- 
keit eingeführt. Damit sollen Vermeidungs- und Verwertungs- 
pflicht nicht wie bisher lediglich im Rahmen der Zumutbarkeit 
bestehen, sondern in gesteigertem Umfang bis zur Grenze der 
Verhältnismäßigkeit reichen. 
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